
Zweite Verordnung
zur Änderung der Schweinepest-Schutzverordnung

Vom 13. April 2006
(eBAnz AT22 2006 V2)

Auf Grund des § 79 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4b, 11, 13 und 20, 
des § 79 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit den §§ 18, 20 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2, § 22 
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 und 3 und den §§ 27 und 29, jeweils in Verbindung mit § 79 
Abs. 1a, des Tierseuchengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juni 2004 
(BGBl. I S. 1260, 3588) in Verbindung mit § 1 Abs. 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes 
vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und dem Organisationserlass vom 
22. November 2005 (BGBl. I S. 3197) verordnet das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz:

Artikel 1

Die Schweinepest-Schutzverordnung vom 6. April 2006 (eBAnz AT19 2006 V1), zuletzt ge-
ändert durch die Verordnung vom 10. April 2006 (eBAnz AT20 2006 V2), wird wie folgt 
geändert:

1. In § 2 wird nach Absatz 1 folgender Absatz eingefügt:

„(1a) Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 Nr. 1 das Verbringen von 
Schweinen aus einem Betrieb in einem Beobachtungsgebiet in Nordrhein-Westfalen in ei-
nen Betrieb in demselben Beobachtungsgebiet genehmigen, soweit

1. in dem Bestimmungsbetrieb keine Schweine gehalten werden und
2. die Schweine

a) nach Maßgabe des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe f und Absatz 2 der Richtlinie 
2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft 
zur Bekämpfung der klassischen Schweinepest (ABl. EU Nr. L 316 S. 5) in der je-
weils geltenden Fassung befördert werden und

b) vor der Versendung nach Kapitel IV Abschnitt D Nr. 2 der Entscheidung 
2002/106/EG mit negativem Ergebnis auf Schweinepest untersucht worden sind.



Zum Zwecke der Mitteilung an die Kommission der Europäischen Gemeinschaften unter-
richtet die zuständige Behörde, die das Verbringen nach Satz 1 genehmigt, das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz wöchentlich unter Anga-
be der Anzahl der verbrachten Schweine sowie des jeweiligen Herkunfts- und Bestim-
mungsbetriebs über die erteilten Genehmigungen.“

2. In § 5 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 3 Nr. 2“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 1a 
Satz 1 oder Abs. 3 Nr. 2“ ersetzt. 

3. Die Anlage wird wie folgt gefasst:
„Anlage

(zu § 4 Abs. 1 und 2)

Gebiet 1: Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold und Münster
Gebiet 2: Regierungsbezirke Düsseldorf und Köln“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Bonn, den 13. April 2006

Der Bundesminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

In Vertretung
Gert Lindemann


